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Vereinbarung von Qualitätssicherungsmaßnahmen nach § 135 Abs. 
2 SGB V zur Hörgeräteversorgung bei Säuglingen, Kleinkindern und 

Kindern  

 

(Qualitätssicherungsvereinbarung Hörgeräteversorgung Kinder) 
 

 

 

Abschnitt A 

Allgemeine Bestimmungen 

 

§ 1 

Ziel und Inhalt 

(1) Diese Vereinbarung ist eine Maßnahme zur Qualitätssicherung, mit welcher die 
Qualität der Versorgung gemäß den Vorgaben der Hilfsmittel-Richtlinie des 
Gemeinsamen Bundesausschusses für schwerhörige Kinder1 mit Hörgeräten 
gesichert werden soll. Ziel der Vereinbarung ist die Sicherstellung einer dem ak-
tuellen Stand der medizinischen Wissenschaft entsprechenden Steuerung und 
Durchführung der Betreuung von schwerhörigen Kindern, die mit Hörgeräten 
versorgt werden. 

(2) Die Vereinbarung regelt die fachlichen und organisatorischen Voraussetzungen, 
den Umfang der Versorgung und die Anforderungen an die Praxisausstattung 
für die Ausführung und Abrechnung von Leistungen der Versorgung schwerhö-
riger Kindern mit Hörgeräten in der vertragsärztlichen Versorgung (Leistungen 
nach den Gebührenordnungspositionen 20338, 20339, 20340 und 20377 bzw. 
20378 des Einheitlichen Bewertungsmaßstabes)2. 

 

 

 

 

 

                                            
1  Als Kinder gemäß dieser Vereinbarung gelten Säuglinge, Kleinkinder und Kinder bis zur Vollendung 

des 12. Lebensjahres 
2  Die nachstehenden Personen- und Berufsbezeichnungen werden einheitlich sowohl für die weibli-

che als auch für die männliche Form verwendet. 
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§ 2 

Genehmigung 

(1) Die Ausführung und Abrechnung von Leistungen der Versorgung schwerhöriger 
Kinder mit Hörgeräten nach dieser Vereinbarung im Rahmen der vertragsärztli-
chen Versorgung ist erst nach Erteilung der Genehmigung durch die Kassen-
ärztliche Vereinigung zulässig. Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn der Arzt 
die nachstehenden Voraussetzungen nach den §§ 3 und 4 im Einzelnen voll-
ständig erfüllt. 

(2) Die Erfüllung der in Absatz 1 genannten Voraussetzungen ist gegenüber der 
Kassenärztlichen Vereinigung nachzuweisen. Das Verfahren richtet sich nach 
Abschnitt E in Verbindung mit der Rahmenvereinbarung für Qualitätssiche-
rungsvereinbarungen nach § 135 Abs. 2 SGB V sowie mit den Richtlinien der 
Kassenärztlichen Bundesvereinigung für Verfahren zur Qualitätssicherung nach 
§ 75 Abs. 7 SGB V. 

(3) Die Genehmigung ist mit der Auflage zu erteilen, dass die in § 8 festgelegten 
Anforderungen erfüllt werden. 

 

 

Abschnitt B 

Genehmigungsvoraussetzungen 

 

§ 3 

Fachliche Befähigung 

Die fachliche Befähigung für die Ausführung und Abrechnung von Leistungen der 
Versorgung schwerhöriger Kinder mit Hörgeräten gemäß § 1 gilt als nachgewiesen, 
wenn folgende Voraussetzungen erfüllt und durch Zeugnisse und Bescheinigungen 
nach § 9 belegt sind: 

1. Die Berechtigung zum Führen der Facharztbezeichnung „Sprach-, Stimm- und 
kindliche Hörstörungen" („Phoniatrie und Pädaudiologie“) oder der Facharztbe-
zeichnung „Hals-Nasen-Ohrenheilkunde“. 

2. 50 elektrische Reaktionsaudiometrien (ERA) im Kindesalter; 
50 Hörschwellenbestimmungen mit altersbezogenen reaktions-, verhaltens- und 
spielaudiometrischen Verfahren und 25 Kindersprachtests entsprechend dem 
Sprachentwicklungsalter, sowie selbständige Indikationsstellung, Anpassung 
und Überprüfung von Hörgeräten einschließlich Gebrauchsschulung im Kindes-
alter innerhalb der letzten 5 Jahre unter Anleitung eines zur Weiterbildung be-
fugten Arztes. 
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3. Theoretische Kenntnisse in der Diagnostik, Therapie und Versorgung von Hör-
störungen insbesondere bei Kindern sowie Kenntnisse über die aktuelle Hörge-
rätetechnik in Bezug auf die audiologischen Befunde durch die Erlangung von 
10 Fortbildungspunkten innerhalb von 2 Jahren vor Antragstellung. 

 

§ 4 

Anforderungen an die Praxisausstattung 

Folgende Anforderungen an die räumliche Praxisausstattung sind zu erfüllen: 

a) Schallreduzierter Raum (Störschallpegel kleiner 40 dB) zur Durchführung von 
Ton- und Sprachaudiometrien im freien Schallfeld, 

b) Kinderaudiometrieanlage mit einer Mindestausstattung von fünf Audiomet-
rielautsprechern mit Störschalllautsprecher(n) entsprechend DIN EN 60645, 
mindestens Klasse 2 (im Halbkreis angeordnet, 0 Grad, 45 Grad, 90 Grad, Min-
destausgangsleistung 90 dB) passiv sprachsimulierendes Rauschen, Mindest-
abstand der Lautsprecher vom Patienten 1 m, Konditionierungsleuchten für je-
den Richtungslautsprecher oder Bilddarbietung rechts und links, zweikanaliges 
Audiometer mit schmalbandigem frequenzspezifischem Prüfgeräusch sowie 
mindestens einer Powerbox mit einer Ausgangsleistung von mindestens 100 dB 
aktiv voraus,  

c) zweikanalige BERA für die Untersuchung(en) mittels elektrischer Reaktionsau-
diometrie, 

d) Testmaterial für Sprachaudiometrie gemäß des Sprachentwicklungsalters (z.B. 
Mainzer, Oldenburger Kindersatztest, Göttinger Kindersprachtest) entsprechend 
DIN ISO 8253-3,  

e) Binokulares Ohrmikroskop, 

f) Möglichkeit zur Impedanzmessung (Tympanometrie und Stapediusreflexmes-
sung). 

 

 

Abschnitt C 

Anforderungen an den behandelnden Arzt 

 

 

 

§ 5 

Umfang der Hörgeräteversorgung 
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Die Versorgung und Betreuung nach den Vorgaben dieser Vereinbarung umfasst 
dabei unter Berücksichtigung von Alter und Entwicklungsstatus des Kindes insbe-
sondere: 

(1) Vor Verordnung mit Hörgeräten: 

a) Medizinische Anamnese und Ermittlung ggf. schon erfolgter Hilfsmittelver-
sorgung, 

b) Befunderhebung durch binokuläre ohrmikroskopische Untersuchung des 
Patienten, 

c) die audiologische Differenzialdiagnostik der Hörstörung durch subjektive 
Audiometrieverfahren (Reflex- , Ablenk-, Spielaudiometrie bzw. sobald 
entwicklungsbedingt durchführbar Sprachaudiometrie mit geeignetem Kin-
dersprachtestmaterial, Bestimmung der Unbehaglichkeitsschwelle), und 
objektive Audiometrieverfahren (Impedanzaudiometrie, otoakustische 
Emissionen, BERA), 

d) Erhebung und Dokumentation des Sprachentwicklungsstandes vor der 
Hörgeräteversorgung sobald entwicklungsbedingt durchführbar,  

e) die Indikationsstellung und individuelle Bedarfsanalyse zur i.d.R. beidseiti-
gen Versorgung mit Hörgeräten, Beratung der Erziehungsberechtigten 
über die aufgrund der erhobenen audiologischen Befunde im jeweiligen 
Einzelfall bestehenden altersgerechten gerätetechnischen Versorgungs-
möglichkeiten,  

f) die Verordnung eines Hörgerätes unter Verwendung des Musters 15 (Oh-
renärztliche Verordnung einer Hörhilfe) der Vereinbarung über Vordrucke 
für die vertragsärztliche Versorgung einschließlich Information patienten-
individueller Besonderheiten an den Hörgeräte-(Päd-)akustiker, 

g) Information der Erziehungsberechtigten zu den verschiedenen Versor-
gungsmöglichkeiten seitens der Kostenträger. 

(2) Nach Verordnung von Hörgeräten: 

a) Anamnese des Trageverhaltens (Kontrolle der Hörgerätehandhabung, 
Kontrolle des Sitzes des Hörgerätes), Einbeziehung und Beratung der Be-
zugsperson(en),  

b) morphologische Befundkontrolle, Überprüfung des durch den Hörgerä-
teakustiker gemachten Versorgungsvorschlages nach vergleichender Hör-
gerätetestung,  

c) Erfolgskontrolle mittels Audiometrieverfahren (Reflex- , Ablenk-, Spielau-
diometrie bzw. sobald entwicklungsbedingt durchführbar Sprachaudiomet-
rie mit geeignetem Kindersprachtestmaterial),  

d) ggf. Rücksprache mit dem Hörgeräte-(Päd-)akustiker bei Befundabwei-
chungen, 
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e) Dokumentation der Hilfsmittel-Abnahme mit Angabe, inwieweit der Hörge-
räteversorgungsvorschlag dem aufgestellten Versorgungskonzept ent-
spricht und Dokumentation des erzielten Versorgungsergebnisses (i.d.R. 
binaural), 

f)  ggf. Rücksprache mit den einbezogenen Therapeuten und/oder Koordina-
tion mit pädagogischen Einrichtungen. Ggf. Indikationsstellung zu weiteren 
therapeutischen Maßnahmen, 

g) ggf. die Nachbetreuung (Nachsorge) nach im Rahmen der Erfolgskontrolle 
individuell festgelegten Intervallen (z.B. Kontrolle Hörstörung bedingender 
Grund- und Begleiterkrankungen des Ohres, im Falle eines Hinweises auf 
eine Verschlechterung des Hörvermögens und veränderten Gebrauchs 
des Hörgerätes, Prüfung der Möglichkeit der Ergänzung des Versorgungs-
konzeptes). 

 

§ 6 

Organisatorische Anforderungen 

Der an der Vereinbarung teilnehmende Arzt ist verpflichtet, 

a) zu einem strukturierten, regelmäßigen Austausch der an der Hörgeräteversor-
gung beteiligten Berufsgruppen mit dem Ziel der Versorgungsoptimierung, 

b) regelmäßig Schulungen der eigenen Praxismitarbeiter zum Themenbereich 
der Audiometrie und der audiologischen Grundlagen sicherzustellen, 

c) die im Rahmen der Versorgung von schwerhörigen Patienten eingesetzten 
Untersuchungsgeräte und Instrumentarien gemäß § 4 Buchstabe b entspre-
chend den Vorgaben der Medizinprodukte-Betreiberverordnung (MPBetreibV) 
regelmäßig zu warten und dies in den Gerätebüchern zu dokumentieren. 

 

 

§ 7 

Ärztliche Dokumentation 

(1) Unbeschadet der ärztlichen Aufzeichnungspflicht ist der Arzt für die vollständige 
Dokumentation nach Absatz 2 verantwortlich. 

(2) Aus der ärztlichen Dokumentation muss der Umfang der Hörgeräteversorgung 
nach § 5 vollständig und nachvollziehbar hervorgehen.  

(3) Angaben zur Hörgeräteverordnung und  -abnahme erfolgen elektronisch gemäß 
Anlage 1 und mit Dokumentationsinhalten gemäß Anlage 2. 

(4) Die ärztlichen Dokumentationen gemäß Absatz 2 sind der Kassenärztlichen 
Vereinigung auf Verlangen zur Überprüfung der Vollständigkeit und der Nach-
vollziehbarkeit vorzulegen. Die Auswahl erfolgt nach dem Zufallsprinzip durch 
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die Kassenärztliche Vereinigung unter Angabe des Patientennamens und des 
Behandlungsdatums. 

 

 

Abschnitt D 

 

§ 8 

Auflage zur Aufrechterhaltung der Genehmigung 

(1) Für Ärzte, denen eine Genehmigung nach dieser Vereinbarung erteilt worden 
ist, bestehen folgende Auflagen zur Aufrechterhaltung der Genehmigung: 

1. Mindestens einmal jährlich durchgeführte messtechnische Kontrolle der 
eingesetzten Untersuchungsgeräte und Instrumentarien gemäß § 11 
MPBetreibV durch einen zugelassenen Wartungsdienst entsprechend der 
MPBetreibV, 

2. Nachweis theoretischer Kenntnisse in der Diagnostik, Therapie und Ver-
sorgung von Hörstörungen insbesondere bei Kindern sowie Kenntnisse 
über die jeweils aktuelle Hörgerätetechnik in Bezug auf die audiologischen 
Befunde durch die Erlangung von 7 Fortbildungspunkten regelmäßig in-
nerhalb von 2 Jahren.  

(2) Der Arzt hat gegenüber der Kassenärztlichen Vereinigung in geeigneter Weise 
nachzuweisen, dass er die Auflagen nach Absatz 1 im festgelegten Zeitraum er-
füllt hat.  

(3) Die Kassenärztliche Vereinigung stellt fest, ob die erforderlichen Nachweise 
geführt wurden. Soweit die Nachweise nicht geführt wurden, teilt die Kassen-
ärztliche Vereinigung dem Arzt dies unverzüglich mit. 

(4) Können die Nachweise nach Ablauf von weiteren auf den in Absatz 1 genann-
ten Zeitraum folgenden 12 Monaten erneut nicht geführt werden, wird die Ge-
nehmigung widerrufen. 

(5) Der Antrag auf Wiedererteilung der Genehmigung kann frühestens 6 Monate 
nach dem Widerruf der Genehmigung gestellt werden. Die Wiedererteilung der 
Genehmigung richtet sich nach § 3. 
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Abschnitt E 

Verfahren 

 

§ 9 

Genehmigungsverfahren  

(1) Anträge auf Genehmigung sind an die Kassenärztliche Vereinigung zu richten. 

(2) Dem Antrag auf die Genehmigung sind insbesondere beizufügen:  

1. Urkunde über die Berechtigung zum Führen der Facharztbezeichnung 
gemäß § 3 Nr. 1  

2. Nachweise zu den Kenntnissen gemäß § 3 Nr. 2 und 3. 

(3) Über die Anträge und über den Widerruf oder die Rücknahme einer erteilten 
Genehmigung entscheidet die Kassenärztliche Vereinigung. Die Genehmigung 
ist zu erteilen, wenn  

1. aus den vorgelegten Zeugnissen und Bescheinigungen hervorgeht, dass 
die in § 3 genannten fachlichen Anforderungen erfüllt sind sowie 

2. der Arzt sich verpflichtet hat, die weiteren Anforderungen an die Leis-
tungserbringung gemäß den §§ 5 bis 8 zu erfüllen. 

(4) Die Kassenärztliche Vereinigung kann vom teilnehmenden Arzt den Nachweis 
der in den §§ 4, 6 und 7 genannten Anforderungen verlangen. Die Kassenärztli-
che Vereinigung kann die zuständige Qualitätssicherungskommission beauftra-
gen, die Erfüllung der räumlichen und organisatorischen Anforderungen in der 
Praxis daraufhin zu überprüfen, ob sie den Bestimmungen dieser Vereinbarung 
entsprechen. Die Genehmigung wird nur erteilt, wenn der Arzt in seinem Antrag 
sein Einverständnis zur Durchführung einer solchen Überprüfung erklärt. 

(5) Bestehen trotz der vorgelegten Zeugnisse und Bescheinigungen begründete 
Zweifel an der fachlichen Befähigung von Ärzten nach § 3, so kann die Kassen-
ärztliche Vereinigung die Genehmigung von der erfolgreichen Teilnahme an ei-
nem Kolloquium abhängig machen. Dasselbe gilt, wenn der antragstellende 
Arzt im Vergleich zu dieser Vereinbarung eine abweichende, aber gleichwertige 
Befähigung nachweist.  

(6) Das Nähere zur Durchführung des Genehmigungsverfahrens regelt die Kas-
senärztliche Bundesvereinigung in Richtlinien für Verfahren zur Qualitätssiche-
rung nach § 75 Abs. 7 SGB V. 
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Abschnitt F 

Auswertung 

 

§ 10 

Auswertung der Qualitätssicherungsmaßnahmen 

(1) Die Kassenärztlichen Vereinigungen teilen der Kassenärztlichen Bundesverei-
nigung für jedes Kalenderjahr bis zum 30. April des Folgejahres Anzahl und Er-
gebnisse der Überprüfung nach § 8 mit. Die Ergebnisse stehen den Partnern 
der Bundesmantelverträge zur gemeinsamen Beratung zur Verfügung. 

(2) Die Partner der Bundesmantelverträge legen kalenderjährlich bis zum 31. De-
zember bundeseinheitliche Kriterien für die Auswertungen zur Versorgung mit 
Hörgeräten nach Anlage 1, die im darauf folgenden Kalenderjahr durchgeführt 
werden, einvernehmlich fest. Erfolgt in einem Kalenderjahr keine Festlegung, 
gelten die bisher angewandten Kriterien fort. 

(3) Auf der Grundlage der kalenderjahrbezogenen Ergebnisse der Auswertungen 
der Dokumentationen können die Partner der Bundesmantelverträge Vorgaben 
für Qualitätssicherungsmaßnahmen einvernehmlich festlegen. 

(4) Ergeben sich aus den Auswertungen Hinweise auf Mängel in der Qualität der 
erbrachten Leistungen, können diesbezüglich weitergehende Auswertungen 
vereinbart werden. 

 

 

Abschnitt G 

Schlussbestimmungen 

 

§ 11 

Übergangsregelung, Inkrafttreten 

(1) Fachärzte für „Sprach-, Stimm- und kindliche Hörstörungen“ (bzw. Fachärzte für 
„Phoniatrie und Pädaudiologie“) oder Fachärzte für „Hals-Nasen-
Ohrenheilkunde“, die vor Inkrafttreten dieser Vereinbarung regelmäßig Leistun-
gen entsprechend der Gebührenordnungsposition 20340 oder 09340 EBM er-
bracht und abgerechnet haben, erhalten eine Genehmigung, wenn sie innerhalb 
von 6 Monaten nach Inkrafttreten dieser Vereinbarung einen Antrag auf Ge-
nehmigung gestellt und den Nachweis der Anforderungen gemäß § 4 innerhalb 
von 6 Monaten nach Antragsstellung erbracht haben. 

(2) Die Verpflichtung zur elektronischen Übermittlung der Angaben zur Hörgeräte-
verordnung und –abnahme gemäß § 7 Absatz 3 beginnt am 1. Juli 2013. 
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(3) Diese Vereinbarung tritt am 1. Juli 2012 in Kraft. 

 

 

 

 

Protokollnotizen: 

Zur Beurteilung der Güte des Dokumentationsinstrumentes nach Anlage 2 for-
dert die Kassenärztliche Vereinigung stichprobenhaft nach Inkrafttreten dieser 
Vereinbarung für einen Zeitraum von 2 Jahren ab dem 1. Juli 2013 von 10 % 
der Ärzte die Dokumentationen gemäß § 7 Abs. 2 sowie gemäß Anlage 2 zu 5 
abgerechneten Fällen an. Die Dokumentationen sind auf Übereinstimmung zu 
prüfen. Die Ergebnisse der Überprüfung werden den Partnern der Bundesman-
telverträge zum Zwecke der Validierung der elektronischen Dokumentation zur 
Verfügung gestellt. 
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Anlage 1: Datenerhebung im Rahmen der Qualitätssicherungs-Vereinbarung 
Hörgeräteversorgung-Kinder 

 

1. Zweck der Datenerhebung 

1.1 Zum Zwecke der Sicherung und Förderung der Qualität bei der Versorgung 
schwerhöriger Kinder mit Hörgeräten werden im Rahmen der Umsetzung der 
Qualitätssicherungsvereinbarung Daten auf der Grundlage von § 285 SGB V 
erhoben, verarbeitet und genutzt.  

1.2 Die Daten sind erforderlich für 

- den an der Qualitätssicherungsvereinbarung teilnehmenden Arzt zur ein-
richtungsinternen Qualitätssicherung und -förderung (Rückmeldeberichte, 
Förderung der Vollständigkeit und Einheitlichkeit der ärztlichen Dokumen-
tation),  

- die Kassenärztliche Vereinigung und die Qualitätssicherungskommission 
der Kassenärztlichen Vereinigung zur Umsetzung der Qualitätssiche-
rungsvereinbarung, und  

- die Partner der Bundesmantelverträge zur Evaluation und gegebenenfalls 
Weiterentwicklung der Qualitätssicherungsvereinbarung. 

 

2. Datenarten 

2.1 Hinsichtlich der Daten ist zu unterscheiden zwischen personenbezogenen Da-
ten, Qualitätssicherungsdaten und administrativen Daten. 

2.2 Personenbezogene Daten sind patienten- oder arztbezogene Daten, die deren 
eindeutige Identifizierung ermöglichen. 

2.3 Qualitätssicherungsdaten sind Behandlungsdaten, die bei der Hörgeräteversor-
gung gemäß § 7 Abs. 3 zu erheben und zu erfassen sind.  

2.4 Administrative Daten sind Daten, die zur Datenvalidierung (Vollständigkeit, 
Plausibilität, Vollzähligkeit) erforderlich sind, sowie weitere, meldebezogene Da-
ten. Meldebezogene Daten sind Daten, die der Organisation des Datenflusses 
dienen. 

 

3. Datenfluss 

3.1 Der Fluss der Daten erfolgt elektronisch und in elektronisch auswertbarer Form. 

3.2 Die technische und organisatorische Umsetzung der Erhebung, Verarbeitung 
und Nutzung der Daten wird von der Kassenärztlichen Bundesvereinigung im 
Auftrag der Kassenärztlichen Vereinigungen geregelt nach Maßgabe der vorlie-
genden Vorgaben.  
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3.3 Dokumentationslösungen (webbasierte Anwendungen, Software, Datenschnitt-
stellen, Datenübermittlungsverfahren) sind von der Kassenärztlichen Bundes-
vereinigung zu zertifizieren. Die Kassenärztliche Bundesvereinigung regelt das 
Verfahren der Zertifizierung und führt diese durch. 

 

4. Grundsätze zu EDV-gestützt erhobenen Qualitätssicherungsdaten 

4.1 An der Erhebung, Verarbeitung und Nutzung der Daten sind beteiligt: Arztpra-
xis, Datenannahmestelle, Auswertungsstelle, Kassenärztliche Vereinigung, 
Qualitätssicherungskommission der Kassenärztlichen Vereinigung sowie Kas-
senärztliche Bundesvereinigung und GKV-Spitzenverband als Partner der Bun-
desmantelverträge. 

4.2 Die Datenannahmestelle ist im Auftrag der Kassenärztlichen Vereinigungen 
gemäß § 80 SGB X tätig. Im Bereich der Hörgeräteversorgung ist die Kassen-
ärztliche Bundesvereinigung die Datenannahmestelle. 

4.3 Die Auswertungsstelle ist im Auftrag der Kassenärztlichen Vereinigungen ge-
mäß § 80 SGB X tätig. Im Bereich der Hörgeräteversorgung ist die Kassenärzt-
liche Bundesvereinigung die Auswertungsstelle. Die Auswertungsinhalte des 
Auftrags sind einvernehmlich durch die Partner der Bundesmantelverträge fest-
zulegen und von der Kassenärztlichen Bundesvereinigung mit der Auswer-
tungsstelle zu vereinbaren. 

4.4 Die Datenannahmestelle und die Auswertungsstelle haben in kalenderjährlichen 
Geschäftsberichten die wesentlichen Ergebnisse ihrer Tätigkeit, gegliedert nach 
Kassenärztlichen Vereinigungen, darzustellen, die Sicherungsvorkehrungen vor 
Datenmissbrauch wiederzugeben und ihre Finanzierung vollständig offenzule-
gen.  

 

5.  Verfahren beim Arzt 

5.1 Der teilnehmende Arzt ist verpflichtet, Angaben zur Hörgeräteversorgung ge-
mäß § 7 Abs. 3 zu erheben und elektronisch zu erfassen („QS-Datensatz“).  

5.2 Zusätzlich zu den Daten nach Nummer 5.1 enthält der Datensatz arztidentifizie-
rende Angaben und administrative Daten. Die erforderlichen administrativen 
Daten werden von der Kassenärztlichen Vereinigung vorgegeben. 

5.3 Angaben zum Patienten erfolgen pseudonymisiert. Hierzu vergibt der Arzt ein 
Patientenpseudonym („EDV-Patientennummer“). Das Patientenpseudonym ist 
nur durch den Arzt auf den Patienten zurückzuführen. 
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6. Datenübermittlung an die Datenannahmestelle 

6.1 Das Quartal, in dem die Hörgeräteversorgung durchgeführt wird, wird als Ver-
ordnungsquartal bezeichnet. Das sich an das Verordnungsquartal anschließen-
de Quartal wird als Melde- und Prüfquartal bezeichnet. 

6.2 Zur Prüfung der Vollständigkeit und Plausibilität verwendet der Arzt vor der 
Übermittlung ein von der Kassenärztlichen Bundesvereinigung oder einer von 
ihr beauftragten Stelle erstelltes einheitliches Prüfprotokoll oder Datenprüfpro-
gramm. Dabei wird das Prüfergebnis automatisch protokolliert.  

6.3 Der Arzt ist verpflichtet, den QS-Datensatz zusammen mit den administrativen 
Daten bis spätestens zum 14. Kalendertag nach Ende des Verordnungsquartals 
an die Datenannahmestelle zu übermitteln. 

6.4 Die Übermittlung erfolgt leitungsgebunden mittels einer von der Kassenärztli-
chen Bundesvereinigung oder einer von ihr beauftragen Stelle bereitgestellten 
webbasierten Anwendung mit einer sicheren Internetverbindung oder einer von 
der Kassenärztlichen Bundesvereinigung zertifizierten Software, die zur Siche-
rung einer standardisierten Datenübertragung über die dazu erforderlichen zer-
tifizierten Datenschnittstellen und Datenübermittlungsverfahren verfügt.  

 

7. Verfahren in der Datenannahmestelle 

7.1 Die Datenannahmestelle überprüft den eingehenden QS-Datensatz auf Voll-
ständigkeit und Plausibilität anhand der Prüfvorgaben nach Nummer 6.2 bis 
zum 21. Kalendertag nach Ende des Verordnungsquartals. 

7.2 Auf eine Rückmeldung zur Vollständigkeit und Plausibilität an den Arzt erfolgt 
durch diesen ggf. eine Korrektur und/oder Ergänzung des QS-Datensatzes bis 
zum 30. Kalendertag nach Ende des Verordnungsquartals. 

7.3 Die Datenannahmestelle leitet zu den gesammelten QS-Datensätzen der im 
Verordnungsquartal erbrachten Hörgeräteversorgungen ausschließlich die ad-
ministrativen Daten zusammen mit den arztidentifizierenden Daten bis zum 37. 
Kalendertag nach Ende des Verordnungsquartals an die zuständige Kassen-
ärztliche Vereinigung weiter. 

7.4 Die Kassenärztliche Vereinigung überprüft die gemäß Nummer 8.3 übermittel-
ten Datensätze anhand der abgerechneten Gebührenordnungspositionen auf 
Vollzähligkeit bis zum 61. Kalendertag nach Ende des Verordnungsquartals. 

7.5 Auf eine Rückmeldung zur Vollzähligkeit durch die Kassenärztliche Vereinigung 
an den Arzt erfolgt durch diesen ggf. eine Nachlieferung fehlender QS-
Datensätze an die Datenannahmestelle. Für nachgelieferte QS-Datensätze wird 
das gemäß den Nummern 6.2 bis 7.4 beschriebene Verfahren in beschleunigter 
Form durchgeführt. Die Übermittlung der QS-Datensätze an die Auswertungs-
stelle erfolgt spätestens bis zum Ende des Melde- und Prüfquartals. 
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7.6 Nach Abschluss der Überprüfung gemäß Nummer 7.4 und ggf. Nummer 7.5 
durch die Kassenärztliche Vereinigung werden die übermittelten administrativen 
Datensätze unmittelbar gelöscht. 

 

8. Verfahren in der Auswertungsstelle 

8.1 Dem Melde- und Prüfquartal folgt das Auswertungsquartal. 

8.2 Die gesammelten QS-Datensätze (ohne die administrativen Daten) werden bis 
zum Ende des Auswertungsquartals durch die Auswertungsstelle ausgewertet. 

8.3 Die Auswertungen für die Rückmeldeberichte für den Arzt gemäß Nummer 9.1, 
für die KV-Berichte für die Kassenärztliche Vereinigung gemäß Nummer 9.2 
sowie für die Jahresberichte für die Partner der Bundesmantelverträge gemäß 
Nummer 9.3 erfolgen nach bundeseinheitlichen Kriterien, die von den Partnern 
der Bundesmantelverträge festgelegt werden.  

8.4 Die Auswertungsergebnisse werden in einem verordnungsquartalsbezogenen 
Bericht für den Arzt („Rückmeldebericht“), einem verordnungsquartalsbezoge-
nen Bericht für die Kassenärztliche Vereinigung („KV-Bericht“) sowie einem ka-
lenderjahrbezogenen und nach Verordnungsquartalen und Kassenärztlichen 
Vereinigungen differenzierten Bericht für die Partner der Bundesmantelverträge 
(„Jahresbericht“) zusammengefasst. Der KV-Bericht wird bis zum Ende des je-
weiligen Auswertungsquartals versandt. Der Jahresbericht wird bis zum Ende 
desjenigen Auswertungsquartals vorgelegt, das zum 4. Quartal des Kalender-
jahres gehört. 

8.5 Die Kassenärztliche Vereinigung kann für Auswertungen im Rahmen der Um-
setzung der Qualitätssicherungsvereinbarung bei der Auswertungsstelle ano-
nymisierte (bezogen auf den Arzt und die Patienten) Daten ihres Zuständig-
keitsbereichs anfordern. 

8.6 Die Kassenärztliche Bundesvereinigung und der GKV-Spitzenverband können 
jeweils für Auswertungen zur Weiterentwicklung der Qualitätssicherungsverein-
barung bei der Auswertungsstelle Daten anfordern, die bezogen auf die Ärzte 
anonymisiert sind. Über die Ergebnisse der Auswertungen informieren sich die 
Vertragspartner gegenseitig. 

 

9. Berichte 

9.1 Der Rückmeldebericht für den Arzt enthält aggregierte Ergebnisse bezogen auf 
die Patienten des Arztes sowie bezogen auf die Patienten der Ärzte der Ver-
gleichsgruppe („Benchmark“). Die Vergleichsgruppe enthält alle weiteren teil-
nehmenden Ärzte im Bereich der für den Arzt zuständigen Kassenärztlichen 
Vereinigung. Der Rückmeldebericht ist anonymisiert, bezogen auf die Ärzte der 
Vergleichsgruppe. 
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9.2 Der KV-Bericht für die Kassenärztliche Vereinigung enthält Ergebnisse bezogen 
auf die teilnehmenden Ärzte im Bereich der Kassenärztlichen Vereinigung. Die 
Ergebnisse sind aggregiert, bezogen auf die Patienten der Ärzte.  

9.3 Der Jahresbericht für die Partner der Bundesmantelverträge enthält aggregierte 
Ergebnisse bezogen auf die Patienten und anonymisierte Daten bezogen auf 
die Ärzte und Darstellung der Kassenärztlichen Vereinigungen. 

9.4 Der KV-Bericht wird in pseudonymisierter Form, bezogen auf den Arzt, der 
Qualitätssicherungskommission zur Verfügung gestellt. 

9.5  Die Auswertungsstelle übermittelt den Jahresbericht bis spätestens zum 30. 
Juni des dem Berichtsjahres folgenden Jahres an die Kassenärztliche Bundes-
vereinigung. Der Jahresbericht wird den Partnern der Bundesmantelverträge 
zur gemeinsamen Beratung zur Verfügung gestellt.  

 

Protokollnotizen: 

(1) Das Qualitätssicherungsverfahren gemäß § 7 Abs. 3 i.V.m. der Anlage 1 wird 
hinsichtlich seines Nutzens als Qualitätssicherungsmethode nach 3 Jahren eva-
luiert. Auf der Basis der Evaluationsergebnisse entscheiden die Partner der 
Bundesmantelverträge über die Weiterentwicklung oder Beendigung dieses 
Verfahrens. 

(2) Findet keine Beauftragung der KBV durch die Kassenärztliche Vereinigung ge-
mäß Nr. 4.2 und/oder Nr. 4.3 statt und die Kassenärztliche Vereinigung selbst 
oder eine andere von ihr beauftragte Stelle übernimmt die Aufgaben der Daten-
annahme- und/oder Auswertungsstelle, sind die geforderten Daten zur Erstel-
lung des Jahresberichts an die Kassenärztliche Bundesvereinigung weiterzulei-
ten. 
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Anlage 2:   Ergänzungsblatt zur Verordnung 

 

Patienten-ID: 

Facharzt:    Phoniatrie und Pädaudiologie        HNO-Heilkunde 

V
or

 V
er

or
dn

un
g 

Alter des Kindes:    ;    (jj;mm) 

Hörgeräteerstversorgung  ja   nicht bekannt  nein 

Wenn Vorversorgung wann:             (J) 

Schallempfindungsschwerhörigkeit (H90.5)  rechts   links   bds. 

Schallleitungsschwerhörigkeit (H90.2)  rechts   links   bds. 

Kombinierte Schwerhörigkeit (H90.8)  rechts   links   bds. 

Schweregrad der Hörstörung (WHO 2001):  geringgradig 

 mittelgradig  

  hochgradig  

  Hörreste oder Taubheit  

Sprachentwicklungsstörung:  liegt nicht vor  audiogen  andere Ursache 

                                                 nicht beurteilbar 

V
er

or
dn

un
g 

Ärztlicher Vorschlag zur Gerätetechnik: 

Luftleitung:    HdO     

   CROS  BiCROS 

   Sonstiges (z.B. IO-Sonderanfertigung) 

Knochenleitung:  Kopfbügel/Stirnband 

  teilimplantiert 

N
ac

h 
V

er
or

dn
un

g 

Der Hörgeräteversorgungsvorschlag entspricht dem aufgestelltem Versorgungskonzept: 

   ja   nach Rücksprache mit Akustiker 

Hörgeräte-Versorgungserfolg ermittelbar: 

  mittels altersgerechter Sprachaudiometrie  

  mittels altersgerechter Testverfahren (z.B. Spielaudiometrie) 

  nicht ermittelbar 

Versorgung erfolgte zuzahlungsfrei:   

   ja   nein 

Kooperation erfolgt mit:   

   Logopäde   Pädagoge   Betreuungseinrichtung 


